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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung und Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 des Rates vom 28. Dezember 1972 
über das Gemeinschaftskontingent für den Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik umfaßt unter anderem gemeinschaftliche Re- 
gelungen für den grenzüberschreitenden Güterkraft- 
verkehr. Es ist angezeigt, das System des Gemein- 
schaftskontingents, das durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1018/68 J ) des Rates eingeführt und durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 2 ) des Rates er- 
weitert wurde, weiterhin anzuwenden und der Ent- 
wicklung des Handels zwischen den Mitgliedstaa- 
ten anzupassen. 

Eine endgültige Regelung kann jedoch nicht mehr 
rechtzeitig vor Ablauf der Geltungsdauer der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2829/72 des Rates erlassen wer- 
den. Infolgedessen erscheint es zweckmäßig, das 
System des Gemeinschaftskontingents lange genug 
beizubehalten, um die Aufstellung von Globalmaß- 
nahmen für die Organisation des Güterkraftver- 
kehrsmarktes zu ermöglichen. 

Unter Berücksichtigung von Artikel 4 Abs. 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2892/72 des Rates erscheint 
es gerechtfertigt, die Zahl der den neuen Mitglied- 


staaten zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmigungen 
anzupassen; diese Anpassung muß sich an der Ent- 
wicklung des Verkehrs zwischen diesen Staaten und 
den ursprünglichen Mitgliedstaaten seit 1969 aus- 
richten; im übrigen muß bei dieser Anpassung die 
voraussichtliche Verstärkung des Handelsverkehrs 
infolge der Erweiterung der Gemeinschaft berück- 
sichtigt werden. 

Für die Jahre 1975 und 1976 müssen jeweils die 
so für die neuen Mitgliedstaaten 1974 vorgesehenen 
Quoten in einem Verhältnis erhöht werden, das 
dem für 1974 festgelegten entspricht; für die ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten muß diese jährliche Er- 
höhung der im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
2829/72 des Rates angewandten entsprechen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 9 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Diese Verordnung gilt bis zum 31. Dezember 
1976." 

2. Artikel 3 wird wie folgt ergänzt: 


„3. Für 1975 umfaßt das Gemeinschaftskontin- 
gent 2285 Genehmigungen. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 23. Juli 1968, S. 13 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 16 
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4. Für 1976 umfaßt das Gemeinschaftskontin- 
gent 2601 Genehmigungen.“ 

3. Artikel 4 wird wie folgt ergänzt: 


„4. Für 1975 wird die Zahl der jedem Mitglied- 
staat zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmi- 
gungen wie folgt festgesetzt: 


Belgien 

254 

Dänemark 

162 

Deutschland 

409 

Frankreich 

392 

Irland 

48 

Italien 

306 

Luxemburg 

67 

Niederlande 

366 

Vereinigtes Königreich 

261 

Für 1976 wird die Zahl der jedem Mitglied- 
staat zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmi 

gungen wie folgt festgesetzt: 


Belgien 

287 

Dänemark 

183 

Deutschland 

463 

Frankreich 

443 

Irland 

55 

Italien 

346 

Luxemburg 

75 

Niederlande 

413 

Vereinigtes Königreich 

295.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
10. Juni 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Gü 7/74. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Am 19. Juli 1968 hat der Rat die Verordnung 
(EWG) Nr. 1018/68 über die Bildung eines Gemein- 
schaftskontingents für den Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten *) erlassen; das genannte 
Kontingent umfaßte ein im Vergleich zum gesamten 
Güteraustausch auf der Straße zwischen den Mit- 
gliedstaaten verhältnismäßig geringes Verkehrsvo- 
lumen und war für einen Versuchszeitraum von drei 
Jahren eingeführt worden. 

2. In Durchführung von Artikel 7 der genannten 
Verordnung hat die Kommission am 17. Mai 1972 
einen Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über die Kapazitätskontrolle des Güterkraft- 
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten 2 ) vorgelegt, 
mit dem die Gesamtheit des Güterkraftverkehrs zwi- 
schen den Mitgliedstaaten geregelt werden sollte. 

3. Da der Rat der Meinung war, daß eine endgül- 
tige Regelung nicht mehr rechtzeitig, d. h. vor Ab- 
lauf der Geltungsdauer der Verordnung (EWG) Nr. 
1018/68 des Rates erlassen werden konnte, hat er 
am 28. Dezember 1972 die Verordnung (EWG) Nr. 
2829/72 3 ) erlassen, die letztlich eine Verlängerung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1018/68 dar stellt, wo- 
bei jedoch für die Jahre 1973 und 1974 eine jähr- 
liche Erhöhung von etwa 15 v. H. der Zahl der Ge- 
meinschaftsgenehmigungen vorgesehen ist, die den 
ursprünglichen Mitgliedstaaten zuzuteilen sind, und 
gleichzeitig die Quoten für die neuen Mitgliedstaa- 
ten festgelegt wurden. 

4. Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 
bestimmt, daß der Rat vor dem 31. März 1973 auf 
Vorschlag der Kommission beschließt, ob eine An- 
passung der Zahl der den neuen Mitgliedstaaten zu- 
gewüesenen Genehmigungen insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der seit 1969 erfolgten Entwicklung 
des Verkehrs zwischen diesen Staaten und den ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten gerechtfertigt ist. In 
Durchführung dieser Bestimmung hat die Kommis- 
sion dem Rat am 13. März 1973 einen Vorschlag für 
eine Verordnung 4 ) unterbreitet, durch die den 
neuen Mitgliedstaaten höhere Quoten als ursprüng- 
lich festgelegt zugewiesen werden sollen. Für die 
Festlegung dieser neuen Quoten hat die Kommis- 
sion den internationalen Straßenverkehr und den 
gesamten Handelsaustausch sowie die vorausseh- 
baren Auswirkungen der Erweiterung der Gemein- 
schaften auf dem Gebiet des Verkehrs berücksich- 
tigt. 

Der Rat hat bisher über diesen Vorschlag keine 
Entscheidung getroffen. 

5. Artikel 9 der Verordnung Nr. 2829 72 des Rates 
bestimmt, daß diese Verordnung „bis zum 31. De- 
zember 1974 gilt. Ihre Geltungsdauer kann um ein 
Jahr verlängert werden, wenn der Rat vor diesem 
Datum nicht über die später anzuwendende Rege- 
lung beschlossen hat". 


Ausgehend davon, daß die in Betracht zu ziehen- 
den Mittel zur Verwirklichung einer allgemeinen 
Organisation des Güterkraftverkehrsmarktes im 
Lichte der Grundgedanken überdacht werden muß, 
welche die Kommission in ihrer Mitteilung an den 
Rat über die Entwicklung der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik 5 ) dargelegt hat, beabsichtigt die Kom- 
mission unter Mitwirkung aller zuständigen Instan- 
zen und der interessierten Wirtschaftskreise eine 
Analyse zur Überprüfung der derzeitigen Situation 
zu erstellen; dabei sollen das Funktionieren des 
Verkehrsmarktes und die bei der Anwendung der 
nationalen, bilateralen, multilateralen oder gemein- 
schaftlichen Regelungen erzielten Ergebnisse berück- 
sichtigt werden. 

Eine solche Analyse würde insbesondere die erfor- 
derlichen Angaben über die Art der vorzuschlagen- 
den Maßnahmen liefern, um den von der Gemein- 
schaft angestrebten Zielen der Rentabilität, der 
Wirksamkeit und der Integration zu entsprechen. 
Im übrigen ist die Kommission der Meinung, daß 
auf diesem Gebiet Vorschläge globaler Art gemacht 
werden sollten, die sich auf die verschiedenen Ge- 
biete der gemeinsamen Organisation des Verkehrs- 
marktes und insbesondere des Zugangs zum Markt, 
der Beförderungsentgelte und -Bedingungen sowie 
der Wettbewerbsregeln erstrecken. 

Damit genügend Zeit für die Ausarbeitung, Prüfung 
und die Annahme der vorgenannten Vorschläge zur 
Verfügung steht, schlägt die Kommission vor, die 
Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 unter Berücksichti- 
gung der Entwicklung des Verkehrs für einen Zeit- 
raum von zwei Jahren zu verlängern. 

Der vorliegende Vorschlag bezieht sich auf die vor- 
liegende Verlängerung. 

6. Zum Inhalt der vorgeschlagenen Maßnahmen ist 
darauf hinzuweisen, daß die mit Gemeinschaftsge- 
nehmigungen ausgeführten Beförderungen in den 
Jahren 1971 und 1972 einen erheblichen Anstieg zu 
verzeichnen hatten, der dem des gesamten Straßen- 
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten, der im Rah- 
men anderer Regelungen durchgeführt wurde, ent- 
spricht. Diese Tendenz scheint sich auch für das Jahr 
1973 zu bestätigen; die jährliche Erhöhung beträgt 
etwa 15 v. H. Es scheint daher angezeigt, sowohl 
für 1975 als auch für 1976 eine solche Erhöhung der 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 23. Juli 1968, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 72 
vom 5. Juli 1972, S. 6 

a ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 16 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 100 
vom 22. November 1973, S. 29 

5 ) KOM(73) 1725 endg. vom 24. Oktober 1973 
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Quoten für die Genehmigungen des Gemeinschafts- 
kontingents für die ursprünglichen Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Verordnung Nr. 2829/72 vorzuneh- 
men. Bei den neuen Mitgliedstaaten dürfte es zweck- 
mäßig sein, für den betreffenden Zeitraum die Quo- 
ten für 1974 im Rahmen der jährlichen Erhöhung 
von 20 v. H. beizubehalten, die in dem Verord- 
nungsvorschlag vom 13. März 1974 zur Änderung 
der Verordnung Nr. 2829/72 vorgesehen sind. 

Indem die Kommission so die Elemente dieses Vor- 
schlags übernimmt, bekräftigt sie die dort dargeleg- 
ten Erwägungen; diese sind vom Europäischen Par- 
lament gebilligt worden 0 ), der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß hat sein grundsätzliches Einverständ- 
nis erklärt 6 7 ). 


Voraussichtliche finanzielle Auswirkungen auf den 
Gemeinschaftshaushalt 

des Vorschlags einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verlängerung und Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2829/72 des Rates vom 28. Dezember 
1972 über das Gemeinschaftskontingent für den Gü- 
terverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 

Druck der Gemeinschaftsgenehmigungen 
für 1974 und 1975 ± 40 000 FB. 


6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 49 
vom 28. Juni 1973, S. 7 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 86 
vom 14. Oktober 1973, S. 4 
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